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15.03.1948 
WBZ:  Das "Frankfurter Börsenblatt" berichtet am 15. März 1948 über die Probleme des 
Deutschen Buchhandels (x112/472): >>Die Papiernot erlaubt keine höheren Auflagen als 
5.000 Stück für jeden Titel. Das zwingt nicht nur heute, sondern auch vermutlich auf lange 
Zeit die Verleger zum Zuteilungsverfahren. ...  
Auflagen von 5.000 sind gar nicht so gering, wie sie im Augenblick scheinen, es war früher 
die Normalauflage eines guten Romans oder eines anderen Buches und die Verleger waren 
glücklich und froh, wenn sie solche Auflagen verkauften.  
Erst die Zeit nach dem Währungsschnitt wird klarstellen, wo echter Bedarf vorhanden ist.<< 
Jugoslawien: Nach den Ergebnissen der jugoslawischen Volkszählung vom 15. März 1948, 
die zweifellos nicht alle in Jugoslawien zurückgebliebenen oder zurückgehaltenen Volksdeut-
schen erfaßt, werden 22.209 männliche und 33.119 weibliche Volksdeutsche gezählt (x006/-
129E). 
Die Jugoslawien-Deutschen befinden sich in folgenden Provinzen: Serbien (41.463), Kroatien 
(10.144), Slowenien (1.824), Bosnien und Herzegowina (1.163), Mazedonien (359) und Mon-
tenegro (375). 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtet im Jahre 1961 
über das Schicksal der Jugoslawien-Deutschen (x006/116E-118E): >>... Seit der Begründung 
der Bundesrepublik Deutschland bemühten sich die meisten der zurückgebliebenen Jugosla-
wien-Deutschen um eine Ausreisegenehmigung.  
Manchen von denen, die es abgelehnt hatten, die Staatsbürgerschaft zu beantragen, gelang es, 
relativ frühzeitig über Triest in einigen Sammeltransporten das Land zu verlassen. Für die 
Mehrheit der Ausreisewilligen aber konnten erst nach dem Übergang der Paßhoheit von den 
alliierten auf deutsche Dienststellen im Oktober 1951 die rechtlichen Voraussetzungen für 
ihre Überführung in das Bundesgebiet geschaffen werden. Allerdings waren mit Hilfe des In-
ternationalen Komitees des Roten Kreuzes schon seit dem April 1950 vorläufige Vereinba-
rungen zustande gekommen. Seit diesem Zeitpunkt wurde versucht, in erster Linie getrennt 
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lebende Familien nach "Dringlichkeitsstufen" zusammenzuführen.  
Die jugoslawischen Behörden zögerten zuerst, solche Anträge zu bewilligen und machten gel-
tend, die ausreisenden Volksdeutschen würden bei einem solchen Verfahren ihre jugoslawi-
sche Staatsangehörigkeit verlieren, ohne vorher eine andere Staatsangehörigkeit erworben zu 
haben; dies könne Jugoslawien als Signatarstaat der "Allgemeinen Deklaration der Menschen-
rechte" nicht zulassen. Hinter solchen Vorwänden mag sich die Absicht verborgen haben, 
nicht eine zu große Anzahl billiger Arbeitskräfte zu verlieren.  
Nach erneuten Verhandlungen zwischen Vertretern des Internationalen Roten Kreuzes in Genf 
und der jugoslawischen Rot-Kreuz-Organisation im Jahre 1952 begnügten sich die jugoslawi-
schen Stellen schließlich mit der Erklärung, daß die ausreisenden Volksdeutschen in der Bun-
desrepublik nicht als Staatenlose, sondern wie Bundesbürger behandelt werden sollten. 
Darauf konnte das Ausreiseprogramm auf eine breitere Grundlage gestellt werden. Die Jugo-
slawiendeutschen mußten die Zuzugsgenehmigung eines Landes der Bundesrepublik vorwei-
sen und sich gegen eine Gebühr die Entlassung aus dem jugoslawischen Staatsverband bestä-
tigen lassen, in den sie manchmal erst vor kurzem aufgenommen worden waren.  
Der Preis für den Verzicht auf die jugoslawische Staatsangehörigkeit betrug am Anfang 1.500 
Dinar pro Person, stieg aber sehr bald auf 12.000 Dinar, d.h. auf die Höhe eines 3- bis 4fachen 
durchschnittlichen Monatsgehaltes an und erreichte damit eine für viele zunächst uner-
schwingliche Höhe, lag doch die Internierungszeit und der Neubeginn eigener Einkünfte nach 
völliger Mittellosigkeit erst 2, 3 Jahre zurück. Dennoch gelang es im Laufe der folgenden Jah-
re den meisten, die sich zur Ausreise entschlossen hatten und die erforderlichen Unterlagen 
beibringen konnten, Gebühren, Rechtsanwaltsspesen und Fahrkosten aufzubringen.  
Allmählich wurde dann das Programm der Familienzusammenführung ergänzt. Anträge von 
Volksdeutschen, die die Zugehörigkeit zur deutschen Wehrmacht oder den Aufenthalt in ei-
nem Internierungslager glaubhaft nachweisen vermochten, wurden jetzt von deutscher Seite 
berücksichtigt. Seit 1956 war das Verfahren soweit erleichtert, daß es für die Überführung in 
die Bundesrepublik genügte, für die deutschen Behörden den Nachweis der deutschen Volks-
zugehörigkeit (§ 6 des Bundesvertriebenengesetzes vom 13.5.1953) und für Jugoslawien die 
Bestätigung des künftigen Rechtsstatus von deutscher Seite durch eine Gleichstellungsbe-
scheinigung zu erbringen. Daraufhin wurden die Antragsteller aus dem jugoslawischen Staats-
verband entlassen.  
Von 1952 bis 1955 stieg die Anzahl der in die Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
sog. "deutschen Aussiedler" aus der FVR Jugoslawien auf 11.839 im Jahre 1955 an und sank 
dann langsam ab. Im Jahre 1960 war sie ungefähr wieder auf den Stand von 1952 zurückge-
gangen. 
Die statistisch erfaßte Gesamtzahl der Aussiedler für die Jahre 1950 bis 1960 beträgt ... 
62.314. ... 
Im Gegensatz zu Rumänien und zu Ungarn haben Evakuierung, Flucht, Massenverluste in der 
Internierungszeit, verschleierter Abschub und schließlich der seit 1950 im Gange befindliche 
"Transfer" dazu geführt, daß das Deutschtum in der FVR Jugoslawien so gut wie vollständig 
aus dem Lande verschwunden ist. 
Präzise Angaben über die noch in Jugoslawien in der Zerstreuung lebenden Deutschen lassen 
sich nicht machen. Sie wohnen seit der Arbeitsverpflichtung im Jahre 1948 auf Staatsgütern 
und in Industriebetrieben jeweils dort, wo sie im System der staatlichen Verwaltungswirt-
schaft ihren Platz angewiesen erhielten.  
Die Rückkehr in die von Neusiedlern besetzten Heimatdörfer ist so gut wie ausgeschlossen, 
auch die ganz wenigen Deutschen, die zunächst, z.B. wegen partisanenfreundlicher Einstel-
lung, noch in den ehemals donauschwäbischen Siedlungen geduldet wurden, sind im Laufe 
der Zeit verdrängt worden. Die völlige Entwurzelung und Heimatlosigkeit im Lande ist einer 
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der wesentlichen Gründe, weshalb die Volksdeutschen unter Ausnutzung aller Möglichkeiten 
dem Leben in Jugoslawien zu entrinnen suchen. 
Unter diesen Bedingungen kann von einer deutschen Volksgruppe keine Rede mehr sein. Die 
Deutschen sind auch keine staatsrechtlich anerkannte Minderheit, wie z.B. die Madjaren, Al-
baner, Slowaken, Rumänen und Skipetaren, so daß sie auch nicht im System der kommunisti-
schen Nationalitätenpolitik ihre nationalkulturelle Eigenart bewahren können.  
Einige Nachrichten deuten zwar daraufhin, daß ihnen gelegentlich gewisse kulturelle Rechte 
gewährt werden. So soll an einigen Schulen der Woiwodina 1952 wieder Deutschunterricht 
eingeführt worden sein, den 17 Volksdeutsche, am Seminar in Subotica ausgebildete Lehrer 
erteilten. Da aber seither nahezu 85 % der 1953 gezählten Volksdeutschen in die Bundesrepu-
blik überführt worden sind, ist es fraglich, ob solche Einrichtungen noch bestehen oder wie 
lange noch bestehen werden.  
Im öffentlichen Leben der FVR Jugoslawien spielen die Deutschen keine Rolle mehr und ent-
behren im Alltag häufig der vollen tatsächlichen Gleichstellung mit den andersnationalen 
Staatsbürgern. Da unter solchen Umständen die Ausreise in die Bundesrepublik das Ziel für 
die meisten der noch in Jugoslawien lebenden Volksdeutschen bleibt, läßt sich der Zeitpunkt 
absehen, wo es ein Deutschtum in Jugoslawien nicht mehr geben wird.<< 
18.03.1948 
SBZ: Beim 2. Volkskongreß spricht sich Otto Grotewohl (ab 1949 Ministerpräsident der 
DDR) am 18. März 1948 für die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie aus (x009/509). 
Berlin:  Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-
Berlin) erklärt am 18. März 1948 anläßlich des 100. Jahrestages des 18. März 1848 im US-
Radiosender "RIAS" (x112/474): >>Die deutsche Märzrevolution von 1848 ist eines der gro-
ßen wichtigen Ereignisse unserer Vergangenheit, die wir verstehen und begreifen müssen, 
wenn wir die Gegenwart meistern, unserer heutigen Nöte Herr werden und den Grund für ein 
Durchkommen zu besseren Zeiten legen wollen. ...  
Besiegt wurde die Revolution, weil es dem deutschen Volke bei aller Begabung, die sich in 
glänzenden Rednern der Paulskirche zeigte, an realer politischer Erfahrung fehlte. Zu lange 
waren die Deutschen obrigkeitlichen Regimen unterworfen, als daß sie sofort imstande gewe-
sen wären, sich der entscheidenden Machtzentren zu bemächtigen.  
Es fehlte an politischer Organisation, an klarem politischen Machtwillen, an durchgreifender 
Führung und an der Härte des Gestaltungswillens, ohne die große historische Leistungen nun 
einmal nicht zu schaffen sind. ...<< 
Die West-Berliner Parteien erinnern während einer gemeinsamen öffentlichen Kundgebung an 
den 18. März 1848 (x112/474): >>... 1848-1948, das sind hundert Jahre Kampf um die Frei-
heit.  
Dieser Kampf muß entschlossen fortgesetzt werden, wenn Leben und Zukunft gesichert wer-
den sollen. Jeder entscheide sich klar für eine freiheitlich und demokratisch geordnete Gesell-
schaft, gegen Willkür, Rechtlosigkeit und totalitäre Machtansprüche. Bekennt Euch erneut zu 
Frieden, Freiheit, Demokratie!  
Gebt diesem Willen Ausdruck am 18. März, 16.00 Uhr, auf dem Platz der Republik.<< 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärt am 18. März 1948 während dieser Kundgebung der demokratischen Parteien vor dem 
Berliner Reichstagsgebäude (x112/474): >>... Bang fragte sich die Welt: Was wird kommen?  
Prag, Finnland – wer kommt dann dran? –  
Berlin wird nicht drankommen! An unserem eisernen Willen wird sich die Flut brechen. ... 
Einmal wieder werden wir miteinander singen: Einigkeit und Recht und Freiheit für das deut-
sche Vaterland!  
Und heute wollen wir uns zusammenschließen in unserem alten, ewig neuen, ewig jungen, 
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unveräußerlichen Gelöbnis: Freiheit! Freiheit! Freiheit!<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) berichtet 
damals über die getrennten Berliner Kundgebungen zum Jahrhunderttag der Revolution von 
1848 (x112/474): >>"Freiheit, Friede, Demokratie", rufen 50.000 Demonstranten auf dem 
Platz der Republik im westlichen Sektor.  
Regen strömt auf sie herab. Wind reißt den Rednern die Worte von den Lippen und trägt sie 
zerflatternd über die wogende Menge. "Wir wollen keine zweite Diktatur! Wir fordern unsere 
Verschleppten zurück", schreit Franz Neumann, Vorsitzender der Berliner SPD und schüttelt 
seine Fäuste gegen den östlichen Sektor. "Freiheit – Freiheit – Freiheit" ...  
"Freiheit, Friede, Einheit", rufen 50.000 Demonstranten zwischen Gendarmenmarkt und 
Friedrichshain im östlichen Sektor. Regen strömt auf sie herab. Wind reißt den Rednern die 
Worte von den Lippen und trägt sie zerflatternd über die wogende Menge.  
Revolutionäre Lieder klingen auf.  
"Kriegsanstifter, Nazis, Reaktionäre, Spalter", schreit der Redner und schüttelt seine Fäuste 
gegen den westlichen Sektor. "Einheit – Einheit – Einheit", applaudiert ihm die Menge.<< 
Auf dem Friedhof der Märzgefallenen im Berliner Ortsteil Friedrichshain wird am 18. März 
1948 offiziell ein Gedenkstein enthüllt (x112/475): >>Den Toten 1848/1918 
Das Denkmal habt Ihr selber Euch errichtet - Nur ernste Mahnung spricht aus diesem Stein / 
Dass unser Volk niemals darauf verzichtet, wofür Ihr starbt - Einig und frei zu sein.<< 
WBZ:  Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtet am 18. März 1948 unter der Überschrift 
"1848-1948" (x112/474): >>... Aus unserer ganzen Geschichte seit 1848 können wir das eine 
lernen, daß die Freiheit noch höher steht als die Einheit. Das hat schon für die alte Freiheit 
gegolten, und es gilt erst recht für eine neue Freiheit, die sich mit der sozialen Gerechtigkeit 
zu verbinden hätte.  
Wir besitzen sie bisher nirgends, ... aber sie läßt sich nur im Westen Deutschlands gewin-
nen.<< 
19.03.1948 
Belgien: Die interalliierte Reparationsagentur (IARA) berichtet am 19. März 1948 in Brüssel, 
daß die bisherigen deutschen Reparationsleistungen an Frankreich einen Wert von 54 Mrd. 
Franc betragen (x112/475). 
20.03.1948 
Berlin:  Da sich die Sowjetunion erwartungsgemäß nicht an die Abmachungen des Alliierten 
Kontrollrats hält, und die westlichen Alliierten nicht bereit sind, weitere Zugeständnisse zu 
machen, verschärfen sich allmählich die unüberwindlichen Gegensätze zwischen Ost und 
West.  
Am 20. März 1948 findet die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski (1897-1968, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der 
SBZ) protestiert gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verläßt vorzeitig die 
Sitzung des Alliierten Kontrollrats.  
Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wird damit beendet, denn der Alliierte Kontrollrat 
nimmt die Arbeit später nicht mehr auf. Danach beginnt der sog. "Kalte Krieg" mit scharfer 
Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller Art. Dieser "Kalte Krieg" hat für 
Deutschland verhängnisvolle Folgen, denn er besiegelt langfristig die deutsche Spaltung. Er 
zwingt die Mittel- und Westdeutschen, Partei zu ergreifen, so daß die Wiedervereinigung 
Deutschlands jahrzehntelang unmöglich wird. Der wirtschaftliche und politische Aufbau 
Westdeutschlands und der militärische Schutz Westeuropas wird nachweislich mit dem vor-
läufigen Verzicht auf die Wiederherstellung Deutschlands erkauft. 
Während des "Kalten Krieges" erlahmen die politischen Säuberungsmaßnahmen der Sieger-
mächte zusehends, denn man benötigt jetzt auch die stärker belasteten NSDAP-Mitglieder für 
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den Kampf gegen den Kommunismus oder den Kapitalismus und stuft sie deshalb nicht selten 
pauschal als Mitläufer ein.  
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) berichtet später über die letzte Sitzung des Kontroll-
rats am 20. März 1948 und die Spannungen im Alliierten Kontrollrat (x299/146, x059/109): 
>>... Nachdem der Dolmetscher die Übersetzung der sowjetischen Anwürfe beendet hatte, 
begann der britische Vertreter mit einer Erwiderung. Die sowjetische Delegation unterbrach 
ihn grob, indem sie sich ohne Erklärung ... wie ein Mann erhob; Sokolowskij erklärte: "Ich 
finde es sinnlos, die Sitzung fortzusetzen, und ich erkläre sie hiermit für vertagt." 
Ohne ein weiteres Wort machten die sowjetischen Vertreter auf den Absätzen kehrt und ver-
ließen den Konferenzsaal. ...<<  
>>... Wir hatten viele Monate versucht, zu einer gemeinsamen Politik zu kommen, während 
die Sowjetunion rücksichtslos ihre eigene Politik betrieb; wir wollten nun nicht mehr länger 
warten, sondern versuchten, allein oder mit jenen zusammen, die sich uns anschließen wür-
den, die Ziele zu erreichen, die wir alle uns in Deutschland gesteckt hatten.<<   
Sir Brian Robertson (1896-1974, britischer General, 1947-1948 Militärgouverneur der briti-
schen Besatzungszone, 1949-1950 Hoher Kommissar in der Bundesrepublik Deutschland) 
schreibt später über die Fehler der anglo-amerikanischen Besatzungspolitik (x128/194): >>... 
Frankreich, das weder in Jalta noch in Potsdam vertreten war, ist seitdem stets bestrebt gewe-
sen, die Verantwortung für die Folgen dieser Konferenzen von sich zu weisen. Seine Einstel-
lung zu Deutschland kam deutlich zum Ausdruck in der auf der Pariser Konferenz von Mai 
1946 erhobenen Forderung, das Ruhrgebiet von Deutschland abzutrennen und durch eine in-
ternationale Behörde verwalten zu lassen. ... 
Sehr bald erkannte ich, daß die Voraussetzungen, auf denen unsere Politik gegründet war, 
falsch waren und daß es auf die Ziele, die man erreichen wollte, überhaupt nicht ankam. Die 
eigentliche Gefahr für die Zukunft Europas und für den Frieden in der Welt war nicht 
Deutschland, sondern Rußland.  
Das unmittelbare Ziel hatte nicht zu sein, Deutschland zu zerschlagen - es lag ja schon am 
Boden -, sondern es wiederaufzubauen und dabei so klug wie möglich vorzugehen. Wir muß-
ten Deutschland retten - physisch vor Hunger, Schmutz und Not, geistig vor Verzweiflung 
und vor dem Kommunismus. 
Den Amerikanern gingen erst bei der Moskauer Konferenz vom März 1947 endgültig die Au-
gen auf. Dort ließ Rußland keinen Zweifel daran, daß es nicht die geringste Absicht hatte, 
Deutschland, wie in Potsdam vereinbart, als wirtschaftliche Einheit zu behandeln, oder den 
Deutschen zu erlauben, baldige Fortschritte im Sinne der Westmächte zu machen. Nun end-
lich wurde den Vereinigten Staaten klar, daß sie auf unabsehbare Zeit für die Ernährung 
Deutschlands, die Verwaltung der amerikanischen Zone und für die Verteidigung Europas 
eine gewaltige Last würden auf sich nehmen müssen, wenn sie weiterhin den Dingen Ihren 
Lauf ließen.<< 
Der deutsche Historiker Ernst Deuerlein (1918-1971) berichtet später über die sowjetische 
Deutschlandpolitik (x128/195): >>Das Nebeneinander gegensätzlicher und einander sich aus-
schließender Äußerungen und Haltungen sowjetischer Funktionäre, vornehmlich Stalins, zur 
Frage der Behandlung Deutschlands nach dessen Besiegung und Besetzung, erschwert nicht 
nur die Charakterisierung und Festlegung der sowjetischen Deutschlandpolitik. Es macht 
zweifelsfreie Feststellungen über die tatsächlichen Absichten der Sowjetunion in Deutschland 
unmöglich. Möglich sind nur begründete Mutmaßungen. Erkennbar sind heute drei Richtun-
gen: 
1. Stalin verstand die Besetzung eines Teiles Deutschlands als Möglichkeit der Westverlage-
rung Polens und als Mittel zur Stärkung der Sowjetunion. 
2. Die Gruppe um den 1948 verstorbenen sowjetischen Spitzenfunktionär Andrej A, Shda-
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now, der im Zweiten Weltkrieg die Verteidigung der eingeschlossenen Stadt Leningrad leitete 
und als Nachfolger Stalins galt, betrachtete die sowjetische Besatzungszone Deutschlands als 
ein "Sprungbrett, von dem aus sich die Bolschewisierung Westdeutschlands und danach ganz 
Westeuropas organisieren lasse.".  
3. Stalins langjähriger Innenminister Berija soll, wie N. S. Chruschtschow im März 1953 mit-
teilte, vor allem nach dem Tode Stalins im Sommer 1953 willens gewesen sein, das Regime 
von Pankow zu liquidieren. Er soll einem Arrangement mit Deutschland den Vorzug vor der 
Behauptung eines Teiles von Deutschland gegeben haben. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Besatzungspoli-
tik" in der SBZ (x009/66): >>... Die sowjetische Verwaltungsspitze wurde die "Sowjetische 
Militär-Administration" in Deutschland (SMAD) mit Sitz in Berlin-Karlshorst. ...  
Die SMAD, die ein Veto hatte, ließ nur solche Kontrollratsbeschlüsse zu, die ihr zusagten. So 
wurde der Kontrollrat bald gelähmt, eine gemeinsame Besatzungspolitik war gescheitert.  
Mit dem Aufbau eines neuen, bald rein kommunistischen Verwaltungsapparates entstand ne-
ben der SMAD ein Apparat, der jedoch schon auf der untersten Stufe sowjetisch gelenkt wur-
de.  
Die Besatzungspolitik hatte 2 verschiedene Ziele:  
1. die wirtschaftliche Ausbeutung der Zone und  
2. die politische Bolschewisierung.  
Nachdem alle Pläne, eine Vereinigung der Westzonen und der SBZ auf kommunistischer 
Grundlage herbeizuführen, gescheitert waren, ist seit etwa Anfang 1948 die Einbeziehung der 
SBZ in den Ostblock das wichtigste Ziel der sowjetischen Besatzungspolitik.<< 
23.03.1948 
SBZ: Der Landtag von Sachsen beschließt am 23. März 1948 ein "Gesetz zur Wahrung der 
kulturellen, sprachlichen und politischen Rechte der sorbischen Bevölkerung" (x112/478): 
>>... Die personelle Besetzung erfolgt auf Vorschlag der zugelassenen antifaschistischen sor-
bischen Organisation. ... Die Behörden ... haben die Pflicht, die sorbischen Kulturinteressen in 
jeder Weise zu fördern. ... In den sorbisch-deutschen Gebieten sind, der zahlenmäßigen Stärke 
der sorbischen Bevölkerung entsprechend, antifaschistisch-demokratische Sorben zur Verwal-
tung heranzuziehen.<< 
24.03.1948 
Jugoslawien: Am 24. März 1948 werden die letzten Internierungslager für Volksdeutsche 
aufgelöst (x025/26). 
Die noch arbeitsfähigen Volksdeutschen weist man Staatsgütern und staatlichen Industriebe-
trieben zu, wo sie meistens für zunächst 3 Jahre in ein sog. vertragliches Arbeitsverhältnis 
übernommen werden. Ausgangsbeschränkungen, Meldepflicht und Polizeikontrollen gehören 
weiterhin zum Alltag der entlassenen Volksdeutschen (x006/114E). 
26.03.1948  
Jugoslawien: Eine Bescheinigung vom 26. März 1948 über die Entlassung aus dem Internie-
rungslager Rudolfsgnad lautet wie folgt (x006/263E): >>Bescheinigung für K. W., ... die mit 
den Mitgliedern ihrer Familie ... von der Arbeitssiedlung entlassen und auf Arbeit zum Ar-
beitgeber P. ... (Landwirtschaftliches Gut des Gebietes) nach Mihajlovo eingewiesen wird, mit 
dem sie einen Arbeitsvertrag auf die Dauer von 3 Jahren schließen wird.  
Der angeführte Ort wird zugleich als ständiger Aufenthaltsort bestimmt, welchen sie ohne 
Erlaubnis der Abteilung für innere Angelegenheiten weder verlassen noch ändern kann. 
Nach der Ankunft in dem zugewiesenen Ort hat sie sich in der Anmeldestelle bzw. beim Orts-
volksausschuß zu melden. 
Diese Bescheinigung dient nicht als Grundlage zur Erlangung eines ständigen Personalaus-
weises.<< 
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USA: Die US-Regierung sendet am 26. März 1948 eine Protestnote an die Sowjetunion 
(x112/479): >>... Nicht die Westmächte und die Schaffung der Frankfurter Verwaltung sind 
Anlaß für die politische Teilung Europas, sondern das systematische einseitige Vorgehen der 
Sowjetregierung in ihrer Besatzungszone und das Verhalten der osteuropäischen Staaten.<< 
März 1948 
WBZ:  In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone werden im März 1948 täg-
lich nur 1.298 Kalorien zugeteilt. 
01.04.1948 
SBZ: Die Bestimmungen für den Verkehr durch die sowjetische Besatzungszone (Interzonen-
verkehr) werden am 1. April 1948 nochmals verschärft. 
WBZ:  Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schreibt am 1. 
April 1948 in seinem Tagebuch über die drohende Blockade Berlins (x112/485): >>Die 
Russen gehen nun daran, die anderen Besatzungsmächte aus Berlin herauszudrängen.  
Das kostet Nerven. Man weiß nicht recht, wie die Amerikaner nach den vielen Beteuerungen, 
daß sie in Berlin bleiben würden, ohne einen erheblichen Prestigeverlust davonkommen sol-
len. Denn schließlich müssen zwei Millionen Berliner ernährt werden.  
Man darf gespannt sein, was jetzt kommt.<< 
UdSSR: Die "Prawda" kommentiert am 1. April 1948 die letzte AKR-Sitzung (x112/485): 
>>Die Zerstückelung Deutschlands ist vollendete Tatsache geworden. ...<< 
02.04.1948 
WBZ:  Die Presse berichtet am 2. April 1948 über das Ergebnis einer Besucherbefragung an-
läßlich der Ausstellung "Das neue Buch" in Opladen (x112/488): >>... Allen Gruppen ge-
meinsam ist das Motiv für den Bücherwunsch: Bildungsstreben.  
Der Wunsch nach reiner Unterhaltungslektüre tritt zurück. Auffallend ist in allen Gruppen das 
geringe Interesse für literarische Novitäten. Es scheint jede intellektuelle Neugier nach neuen 
Strömungen in der Literatur zu fehlen.  
Man hält sich dagegen an bewährte Namen oder an Werke, die Belehrung versprechen. Un-
gewöhnlich stark ist die Nachfrage nach den bekannten Dichtern des 19. Jahrhunderts, gleich-
gültig, welcher Schule. Vor allem die Jugend verlangt so gut wie ausschließlich nach ihnen.  
Unter den Kopfarbeitern ist durchaus ein Gefühl für literarisches Preciosentum vorhanden, 
worauf die starke Nachfrage nach der Produktion des Insel Verlages hinweist. In dieser Grup-
pe wurde ebenso wie bei den Schülern auch Philosophie viel gefragt. Im allgemeinen über-
wiegt der Wunsch nach Autoren, die beschauliche Betrachtung versprechen. Der Geschmack 
des Publikums ist ausgesprochen konservativ.<< 
03.04.1948 
WBZ:  Die "Rheinische Post" berichtet am 3. April 1948 über die Möglichkeit einer getrenn-
ten Staatenbildung in Deutschland (x112/488): >>Es gibt, wenn denn eines Tages der Westen 
tatsächlich ohne den Rest unseres Landes als souveräner Staat vor die Rampe der Weltbühne 
tritt, keine wirkliche Trennung, sondern nur eine vorläufige Hinderung.  
Sowenig Europa kulturell an der Elbe endet, sowenig kann dieser Strom auf längere Zeit, ge-
schweige denn auf Dauer, die deutsche Ostgrenze sein.  
Wir werden den deutschen Osten in unseren Gedanken und Herzen bewahren bei jedem 
Schritt, den wir in den nächsten Wochen nach Westen tun. ...<< 
Walter Müller-Bringmann berichtet am 3. April 1948 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/73-74): >>3. April 1948. Beim Bildersuchdienst in Friedland liegen über 23.000 
Fotos von vermißten Wehrmachtsangehörigen vor. Das Rote Kreuz hat die Suchstelle einge-
richtet. ...  
Das Rote Kreuz hat nun planmäßig eine Suchaktion begonnen. ... Jeder ehemalige Gefangene, 
der das Lager durchläuft, wird nach seiner letzten Feldpostnummer gefragt. Dann wird nach-
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geschlagen, ob eine Suchmeldung über diese Einheit vorliegt. ... 
Es gibt Heimkehrer, die unglaubliche Gedächtnisleistungen vollbringen. ... Die Bilder sind bei 
dieser Arbeit eine enorme Gedächtnisstütze. Leider sind es nicht nur freudige Nachrichten, die 
von den Angestellten des Lagers geschrieben werden können. ... Die Befragung ergibt auch oft 
genug die Mitteilung des Todes. ... Dann schreibt die (Lagerleitung): "Wir müssen Ihnen die 
traurige Nachricht übermitteln, daß heute von einem Kameraden ... mitgeteilt wurde, daß Ihr 
Sohn ... verstorben ist." ... 
Vor allem werden sogenannte Schlüsselkräfte, also Offiziere und Lagerärzte, Sanitäter, 
Schreiber oder Kompaniefeldwebel sehr eingehend befragt. Denn diese wissen im allgemei-
nen ziemlich gut Bescheid ...<< 
USA: Das europäische Wiederaufbauprogramm wird am 3. April 1948 verabschiedet.  
Bis zum 30. Juli 1952 erhalten z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 2,706 Milli-
arden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliarden Dollar 
(x024/225).  
John F. Dulles (1888-1959; 1953-59 US-Außenminister, der den Kommunismus energisch be-
kämpft) schreibt später über den Marshall-Plan (x073/225-226): >>Das westliche Deutsch-
land soll so schnell wie möglich dem westlichen Wirtschaftssystem eingegliedert werden.  
Wenn ich dies sage, so denke ich nicht an eine permanente Teilung Deutschlands, aber der 
einzig mögliche Weg, auf dem man Deutschland einen kann, ist der, im Westen Europas einen 
Zustand zu schaffen, der so attraktiv ist und der für den Osten eine solche Anziehungskraft 
hat, daß die Sowjets nicht in der Lage sind, den Osten Deutschlands einzubehalten. Dann kann 
man Deutschland wieder zusammenbekommen.  
Mit anderen Worten: Ich finde mich nicht notwendigerweise mit einer permanenten Teilung 
Deutschlands ab, sondern sage, daß der einzige Weg, Deutschland unter Bedingungen zu-
sammenzubringen, die für uns akzeptabel sind, der ist, mit der Eingliederung des westlichen 
Deutschlands in die so gesunde und kraftvolle Wirtschaft Westeuropas zu beginnen. ...<< 
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Erdmann (1910-1990) schreibt später über den Mars-
hall-Plan (x243/161): >>... Die Motive für den Marshall-Plan müßten vor allem in der ameri-
kanischen Überproduktion, im Willen zur Liberalisierung (Erleichterung) des Welthandels, 
aber auch im politischen und ideologischen Bereich gesehen werden.<< 
05.04.1948 
USA: Das US-State Departement berichtet dem nordamerikanischen Senat am 5. April 1948, 
daß man die sowjetische Behauptung zurückgewiesen hat, wonach die Oder-Neiße-Linie die 
endgültige deutsch-polnische Grenze sei (x028/244). 
07.04.1948 
CSR: Nach dem Staatsstreich verschärft sich der antijüdische Kurs der Kommunisten. Die am 
7. April 1948 vorgenommene Revision des Restitutionsgesetzes schließt sämtliche Wieder-
gutmachungsverpflichtungen aus, wenn sie gegen das öffentliche Interesse verstoßen (x004/-
103). 
10.04.1948  
Berlin:  US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) warnt am 10. April 1948 das US-Kriegs-
ministerium (x116/233): >>Die Tschechoslowakei haben wir verloren. ... Wenn Berlin fällt, 
folgt Westdeutschland als nächstes. Wenn wir beabsichtigen, Europa gegen den Kommunis-
mus zu halten, dürfen wir uns nicht von der Stelle rühren.  
Wir können Demütigungen und Druck, die nicht zum Krieg führen, in Berlin einstecken, ohne 
das Gesicht zu verlieren. Wenn wir fortgehen, gefährden wir unsere europäische Position. 
Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, wenn es nicht begreift, daß die Würfel gefallen sind, 
wird es nie zu dieser Erkenntnis kommen, und der Kommunismus wird alles überrennen. Ich 
glaube, die Zukunft der Demokratie verlangt von uns, daß wir bleiben. ...<< 
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WBZ:  In Nürnberg werden am 10. April 1948 im sog. "Einsatzgruppen-Prozeß" (Fall IX) 22 
ehemalige SS-Führer verurteilt. 14 Angeklagte werden zum Tod durch den Strang verurteilt 
(x112/492). 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schreibt später über den "Ohlen-
dorf-Prozeß" (x051/427): >>Ohlendorf-Prozeß (Einsatzgruppen-Prozeß), Verfahren des Mili-
tärgerichtshofs II der USA in Nürnberg gegen den ehemaligen Chef der Einsatzgruppe D, Otto 
Ohlendorf, und 23 andere frühere Angehörige der Einsatzgruppen wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Mitgliedschaft in verbrecherischen Organisationen 
(Fall 9).  
Den Angeklagten wurde vorgeworfen, Hunderttausende von Menschen aufgrund eines Füh-
rerbefehls allein wegen ihres Glaubens und ebenso viele Menschen, die man als "politisch 
verseucht und als rassisch sowie geistig minderwertige Elemente" bezeichnete, ermordet zu 
haben.  
Das Verfahren wurde seinerzeit von der Presse als der größte Mordprozeß der Geschichte be-
zeichnet. Nach Anklageerhebung verübte ein Angeklagter Selbstmord und während der 
Hauptverhandlung wurde das Verfahren gegen den ehemaligen Chef der Einsatzgruppe C, 
Otto Rasch, wegen Verhandlungsunfähigkeit abgetrennt. Rasch starb am 1.11.48.  
Durch Urteil vom 10.4.48 wurden Ohlendorf und 13 weitere Angeklagte zum Tod durch den 
Strang verurteilt, zwei Angeklagte erhielten lebenslänglich und fünf zeitige Freiheitsstrafen 
von drei bis 20 Jahren.  
Der zum Tod verurteilte frühere Chef der Einsatzgruppe A, Eduard Strauch, wurde an Belgien 
ausgeliefert und dort noch einmal zum Tod verurteilt. Er starb in der Haft.  
Vier Todesurteile wurden bestätigt, u.a. das gegen Ohlendorf; die Restlichen wandelte der 
US-Hochkommissar McCloy am 31.1.51 im Gnadenweg in lebenslängliche Freiheitsstrafen 
um. Zugleich setzte er alle weiteren Strafen herab.<<  
11.04.1948  
Frankreich:  Der französische Philosoph Raymond Aron (1905-1983) schreibt am 11. April 
1948 in der Pariser Tageszeitung "Le Figaro" über die Verdrängung der kommunistischen 
Verbrechen (x087/128): >>Wer ein Regime, das Konzentrationslager einrichtet und eine poli-
tische Polizei unterhält, die jene des Zaren weit übertrifft, als Station auf dem Weg der Be-
freiung der Menschheit betrachtet, der verläßt die Grenzen selbst der für Intellektuelle noch 
erträglichen Idiotie. ...<< 
12.04.1948 
SBZ: Der SMAD-Befehl Nr. 60 vom 12. April 1948 regelt die "Transporte und die Sicherung 
der Reparations- und Export-Importgüter" in der sowjetischen Zone (x112/492-493): >>Die 
zivilrechtliche und strafrechtliche Verantwortung für die Unversehrtheit der Güter ... wird 
auferlegt:  
a) bis zur Übernahme des Gutes durch die Eisenbahn von der Firma und den Unternehmen der 
Aktiengesellschaften – diesen Firmen und Unternehmen,  
b) während des Transportes der Güter auf der Eisenbahn und den Wasserverkehrswegen ... der 
deutschen Verkehrsverwaltung,  
c) für Güter, die durch die Aktiengesellschaft "Derutra" ... angenommen wurden – der Aktien-
gesellschaft "Derutra". ...  
Der Personalbestand der Eisenbahnpolizei ist ... auf 7.400 Mann zu erhöhen<< 
13.04.1948  
CSR: Die Regierung der Tschechoslowakischen Republik beschließt am 13. April 1948 ein 
Gesetz über Wiederverleihung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft an Personen 
deutscher und madjarischer Nationalität (x004/308-309): >>... § 3 (1) Die tschechoslowaki-
sche Staatsbürgerschaft darf nur einem Gesuchsteller wieder verliehen werden, der die Pflich-
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ten eines tschechoslowakischen Staatsbürgers nicht verletzt, keine andere Staatsangehörigkeit 
erworben und seinen ständigen Wohnsitz im Gebiete der Tschechoslowakischen Republik hat. 
(2) Ein Gesuchsteller, der das 14. Lebensjahr erreicht hat oder es spätestens am letzten Tage 
der für die Einbringung der Gesuche gesetzten Frist erreicht, muß darüber hinaus eine seinen 
Verhältnissen angemessene Kenntnis der tschechischen oder der slowakischen Sprache nach-
weisen. ... 
§ 7 Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft, es wird vom Minister 
des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Mitgliedern der Regierung durchgeführt.<< 
15.04.1948 
WBZ:  Die "Neue Zeitung" veröffentlicht am 15. April 1948 einen Text des Schriftstellers 
Wolfgang Borchert (1921-1947), der auf die Orientierungslosigkeit der Kriegsheimkehrer 
hinweist (x115/101-102): >>... Wir sind die Generation ohne Bindung und ohne Tiefe. Unsere 
Tiefe ist der Abgrund.  
Wir sind die Generation ohne Glück, ohne Heimat und ohne Abschied. Unsere Sonne ist 
schmal, unsere Liebe grausam, unsere Jugend ist ohne Jugend.  
Und wir sind die Generation ohne Grenze, ohne Hemmung und Behütung - ausgestoßen aus 
dem Laufgitter des Kindseins in eine Welt, welche die uns bereiten, die uns darum verachten. 
Aber sie gaben uns keinen Gott mit, der unser Herz hätte halten können, wenn die Winde die-
ser Welt es umwirbelten. So sind wir die Generation ohne Gott, denn wir sind die Generation 
ohne Bindung, ohne Vergangenheit, ohne Anerkennung.  
Und die Winde der Welt, die unsere Füße und unsere Herzen zu Zigeunern auf ihren heiß-
brennenden und mannshoch verschneiten Straßen gemacht haben, machten uns zu einer Gene-
ration ohne Abschied.  
Wir sind die Generation ohne Abschied. Wir können keinen Abschied leben, wir dürfen es 
nicht, denn unserm zigeunernden Herzen geschehen auf den Irrfahrten unserer Füße unendli-
che Abschiede.  
Oder soll sich unser Herz binden für eine Nacht, die doch einen Morgen zum Morgen hat? 
Ertrügen wir den Abschied?  
Und wollten wir die Abschiede leben wir ihr, die anders sind als wir und den Abschied ausko-
steten mit allen Sekunden, dann könnte es geschehen, daß unsere Tränen zu einer Flut anstei-
gen, der keine Dämme und wenn sie von Urvätern gebaut wären, widerstehen. 
... Wir sind eine Generation ohne Heimkehr, denn wir haben nichts, zu dem wir heimkehren 
könnten und wir haben keinen, bei dem unser Herz aufgehoben wäre – so sind wir eine Gene-
ration ohne Abschied geworden und ohne Heimkehr. ... << 
16.04.1948  
SBZ: In der SBZ und in Ost-Berlin dürfen keine westlichen Zeitungen mehr verkauft werden. 
Walter Ulbricht hält am 16. April 1948 vor den Studenten der "Parteihochschule Karl Marx" 
in Ost-Berlin ein Instruktionsreferat. 
Der deutsche Historiker Wolfgang Leonhard (1921-2014), der damals an dieser Veranstaltung 
in Ost-Berlin teilnimmt, berichtet später (x156/64): >>... Am 16. April 1948 hielt Walter Ul-
bricht ein 5stündiges Referat über die allgemeine Situation in der Sowjetzone, um uns auf be-
vorstehende Veränderungen hinzuweisen. Ulbricht sprach offen über Dinge, die teilweise erst 
ein halbes Jahr später "offiziell" wurden. Die wichtigsten Feststellungen seines Instruktionsre-
ferates waren folgende: 
In der Zeit von 1945 bis 1947 konnten viele Fragen nicht offen gestellt werden. Die SED 
mußte schrittweise vorgehen, sowohl aufgrund der ideologisch-politischen Rückständigkeit in 
der Partei als auch aus außenpolitischen Gründen. 
1947 waren die Grundlagen einer antifaschistisch-demokratischen Grundlage geschaffen. 
Jetzt, im Frühjahr 1948, da 40 % der Produktion in den Händen volkseigener Betriebe liegt 
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und der Kapitalismus entscheidend geschwächt ist, kann man diese Periode als beendet be-
trachten. Das gleiche gilt für die Landwirtschaft. Die Bodenreform ist abgeschlossen, der 
Großgrundbesitz endgültig und unwiderruflich aufgeteilt. Jetzt kommt es darauf an, sich auf 
die Klein- und Mittelbauern zu stützen und eine Organisation zur Zurückdrängung der Groß-
bauern zu schaffen. 
Durch die weitgehenden Veränderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse, erklärte Ulbricht, 
habe sich der Klassenkampf zugespitzt, aber die Formen und Methoden des Klassenkampfes 
seien anders geworden. "Wir haben jetzt die Möglichkeit unsere Forderungen mit Hilfe des 
Staatsapparates durchzusetzen. Auf der anderen Seite müssen wir bestrebt sein, mehr die 
Massenorganisationen zu aktivieren und damit die Blockpolitik ihrem Wesen nach zu verän-
dern." Unsere Partei ist zu einer Staatspartei geworden, die die Hauptverantwortung für die 
Lösung aller Fragen der Volkspolizei, der Wirtschaftsplanung, der Landwirtschaft und der 
Kulturpolitik trägt. 
Die "Blockpolitik" hat in der ersten Phase eine große Rolle gespielt. Jetzt werden jedoch die 
reaktionären Kräfte in den bürgerlichen Parteien wieder lebendig, um unter dem Vorwand der 
"Überprüfung" unsere Maßnahmen rückgängig zu machen. 
Wir werden auch jetzt noch nicht den Weg zum Einparteiensystem beschreiten, aber dafür 
sorgen, daß unsere Partei die führende und tragende Kraft im Staate ist. Wir müssen aber auch 
in dieser neuen Periode mit den anderen Parteien zusammenarbeiten. "Vielleicht wäre es nicht 
schlecht, noch ein paar neue zu gründen", meinte Olbricht sarkastisch lächelnd.  
Wir wußten, daß dies nicht so hingesagt war – tatsächlich wurde 2 Monate später die Grün-
dung der "National-Demokratischen Partei" und der "Demokratischen Bauernpartei" bekannt-
gegeben. Beide hatten das Ziel, die bestehenden bürgerlichen Parteien (Sowjetzonen-CDU 
und LDP) zu schwächen und die außerhalb der SED stehenden politischen Kräfte aufzusplit-
tern. 
Durch dieses Instruktionsreferat von Ulbricht wurden wir auf der Parteihochschule bereits 
Mitte April auf jenen politischen Kurswechsel vorbereitet, der im Sommer und Herbst 1948 
das gesamte Leben in der Sowjetzone weitgehend verändern sollte.<< 
23.04.1948 
SBZ: Der Eisenbahngüter- und Personenverkehr zwischen den Westzonen und Berlin wird 
am 23. April 1948 vorübergehend unterbrochen. 
Der SMAD-Befehl Nr. 76 vom 23. April 1948 ordnet eine weitere Konzentration der Wirt-
schaft in der sowjetischen Zone an (x112/500): >>Es werden "Vereinigungen volkseigener 
Betriebe" auf der Grundlage betriebsfachlicher Gliederung geschaffen.  
Für die Leitung der volkseigenen industriellen Betriebe, zwecks ihrer Entwicklung und zur 
Kontrolle ihrer Tätigkeit, werden bei der Deutschen Wirtschaftskommission entsprechende 
Hauptverwaltungen geschaffen. Die allgemeine Richtung und Koordinierung der Tätigkeit der 
volkseigenen Betriebe in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands wird durch die Deut-
sche Wirtschaftskommission durchgeführt. ...  
Die in den Ländern bestehenden Hauptverwaltungen der volkseigenen Betriebe werden ... dem 
Sekretariat der Deutschen Wirtschaftskommission unmittelbar unterstellt. ... Dies gilt insbe-
sondere für die Maßnahmen zur finanziellen Neuordnung der bisherigen Organisation der 
volkseigenen Betriebe in den Ländern.<<  
29.04.1948 
WBZ:  Der deutsche Arzt und Schriftsteller Paul Lüth (1921-1986) schreibt am 29. April 1948 
über die Diskussionen um die Hauptstadt Berlin (x112/502): >>Traurig, daß uns eine Haupt-
stadt fehlt. Berlin liegt zu exponiert, wer weiß, wie lange sie noch "Hauptstadt" sein kann.  
Gewiß ist noch alles andere, was es an Städten gibt, gegen Berlin Provinz. Aber selbst der 
große Becher (gemeint ist Johannes R. Becher) meinte, wenn die Amerikaner fortgingen, 
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würde die lebendige geistige Bewegung dort bald ermatten.<< 
April 1948 
Polen: Albert Forster (1902 in Fürth geboren, ehemaliger NS-Reichsstatthalter des Reichs-
gaues Danzig-Westpreußen) wird im April 1948 in Warschau wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zum Tod verurteilt.  
Das Todesurteil wird später nach Gnadengesuchen mehrfach aufgeschoben. Forster wird 
schließlich im Jahre 1952 in Warschau hingerichtet. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Albert Forster (x051/181): 
>>Forster, Albert, geboren in Fürth 26.7.1902, gestorben in Polen 28.4.1948? (hingerichtet), 
deutscher Politiker; Bankkaufmann, 1923 NSDAP-Beitritt.  
Forster machte in seiner fränkischen Heimat als Redner und aktiver SA-Führer Streicher auf 
sich aufmerksam, wurde 1930 als dessen Protegé in den Reichstag gewählt und zum Gauleiter 
von Danzig ernannt, wo er die in Auflösung befindliche Partei zu reorganisieren hatte; trotz 
Übernahme zusätzlicher Aufgaben nach der Machtergreifung im Reich (u.a. Führer des Ge-
samtverbandes der Deutschen Angestellten in der DAF) betrieb Forster vorrangig die "schlei-
chende nationalsozialistische Machtergreifung" in Danzig mit dem Ziel der Wiedereingliede-
rung der seit 1920 Freien Stadt ins Deutsche Reich.  
Mit dem Gewinn der absoluten Mehrheit (28.5.33) konnte Forster die Regierung stellen und 
die freistaatliche Verwaltung der Stadt quasi "von oben" unterwandern. Am 23.9.39, eine Wo-
che vor Ausbruch des Krieges mit Polen, der unter dem Vorwand der Danzigfrage geführt 
wurde, ließ sich Forster vom Senat der Stadt zum Staatsoberhaupt wählen, um das Reich offi-
ziell um Schutz ersuchen zu können. Nach dem Sieg über Polen wurde Forster zum Reichs-
statthalter von Danzig und Gauleiter von Danzig-Westpreußen ernannt, 1940 zum Reichs-
kriegskommissar.  
Wegen der von ihm verantworteten Kriegsverbrechen während der Besatzungszeit verurteilte 
ihn ein polnisches Gericht 1947 zum Tod.<<  
Jugoslawien: Das Internierungslager Karlsdorf entwickelt sich seit April 1948 zu einem gro-
ßen Alters- und Krankenheim für Volksdeutsche.  
Tausende von Arbeitsunfähigen werden aus den großen und kleineren Ortslagern nach Karls-
dorf transportiert (x006/115E). 
01.05.1948 
WBZ:  Der Berliner "Tagesspiegel" berichtet am 1. Mai 1948 über die Ansiedlung von ver-
triebenen Sudetendeutschen in Bayern (x115/149-151): >>... Über jene ersten Siedler, die aus 
den engen Dörfern und Städten Europas auswanderten, über den Atlantik fuhren, um drüben 
in Amerika den Wald zu roden, Neuland zu bebauen, seßhaft zu werden, haben ganze Genera-
tionen von Schriftstellern schon die Gloriole von Courage und Zähigkeit gebreitet.  
Ich glaube es ist noch kein Buch geschrieben und kein Film gedreht worden, der geschildert 
hätte, wie die deutschen Glas- und Bijouterie-Arbeiter aus der Stadt Gablonz im Sudetenland 
auswanderten.  
Nicht freiwillig, sondern gezwungen, Haus, Heim, Werkstatt, Besitz zurücklassend, Neusied-
ler der Jahre 1945, 1946 und 1947, kamen sie in das zerschlagene Deutschland und schufen 
sich dort zwischen Trümmern und Verwüstung in rund 2 Jahren aus dem Nichts eine neue 
Lebensgrundlage. Die modernen Neusiedler wanderten, nachdem sie wochenlang in Lagern, 
tagelang in berstend vollen Zügen zusammengepfercht waren, gebeugt unter hastig verpackten 
Säcken und Koffern, müden Schrittes zunächst wieder in ein Flüchtlingslager. Nicht Männer, 
sondern Frauen, Kinder, Greise und Kranke bildeten die Überzahl. Die Männer hatten zum 
Teil zurückbleiben müssen. Zum Teil kamen sie später, auf Umwegen und aus Kriegsgefan-
genenlagern, nachgewandert.  
Die Neusiedler von 1946 hatten nicht die Gewißheit, daß jeder Tag härtester Arbeit, jeder Me-
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ter Land, auf dem sie Kartoffeln anbauten, jeder Nagel, den sie in eine Barackenwand schlu-
gen, und jedes Stück Arbeitsgerät, das sie sich primitiv zusammensetzten, ihnen zugute kom-
men oder ihnen gehören würde. Sie waren Fremde, das neue Land war nicht neue Heimat, 
sondern neue Unsicherheit. Der Grund und Boden, auf dem sie sich niederließen, wurde ihnen 
nur leihweise überlassen. Die Furcht, die hinter ihrem Auszug aus der Stadt am Isergebirge 
stand, verließ sie nie mehr ganz. Sie kamen nicht in einen weiten, neuen, an Möglichkeiten 
unbeschränkten und unentdeckten Kontinent.  
Sie kamen in ein übervölkertes und zerstörtes Land, wo ihnen Mißtrauen, Ablehnung, Brot-
neid begegneten, wo die Tür vor ihnen öfter zugeworfen als aufgetan wurde. 
In 2 Jahren haben diese Männer und Frauen aus Gablonz nun bei Kaufbeuren, einem kleinen, 
mittelalterlich weltfernen Städtchen am Rande der Allgäuer Berge, buchstäblich aus dem 
Nichts Notwohnungen, Werkstätten und eine Industrie aufgebaut, die bisher einen Umsatz 
von 50 Millionen Mark erzielte und mehr als 6.000 Flüchtlinge beschäftigt.  
Die als Heimatlose und Bittende kamen, sind heute selbständig, die besten Steuerzahler und 
teilweise sogar Arbeitgeber der Einheimischen in ihrer neuen Heimat geworden. Sie haben 
rund 500 Glas- und Schmuckwarenbetriebe aufgebaut, die im Monat mindestens viereinhalb 
Millionen Mark umsetzen. Sie haben das, was sie erreichten, einzig und allein sich selbst, der 
Privatinitiative jedes einzelnen zu verdanken. 
Unweit von Kaufbeuren, umgeben von Wald, liegt das Gelände der einstigen Dynamit AG, 
die zu den IG Farbenwerken gehörte. Während des Krieges wurde hier in mächtigen Beton-
bunkern Sprengstoff hergestellt. In dem Barackenlager neben der Fabrik hatte man die Fremd-
arbeiter untergebracht. Das Fabrikgelände war nach Kriegsende von Trümmern, leeren getarn-
ten Betonklötzen, einer Fahrstraße und zahlreichen Industriegeleisen durchzogen. Es verfügte 
über Bahnanschluß, Wasser, Elektrizität. Die meisten Gebäude der Pulverfabrik waren ge-
sprengt, der Rest ausgeplündert. Anna S. wohnte mit ihrem Mann im einstigen Fremdarbeiter-
Barackenlager, das sich rasch mit Flüchtlingen füllte. 
Als sie zum erstenmal über das einstige Gelände der Pulverfabrik ging, sah Anna ein paar 
Dutzend Menschen, entlassene Kriegsgefangene, hart und schmal gewordene Frauen und alte 
Männer, arbeiten; sie räumten Schutt, reihten Steine aneinander, sammelten sorgfältig jedes 
Stück Draht, jedes Stück Eisen. Sie wohnten zwischen der Verwüstung, in den klaffenden, 
aufgerissenen Betonklötzen, auf deren Dächer die Tarnsträucher wuchsen. Sie hatten weder 
Bett noch Tisch.  
Doch da und dort standen zwischen dem Schutt Maschinen – viele verrostet, zerstört, aber 
immerhin Maschinen -, Stanzen, Drehbänke, Elektromotoren, Pressen, ein Pumpwerk, eine 
Transformatorenanlage. Auf jede Maschine waren mit weißer Farbe ein R und eine Nummer 
gezeichnet. "Gehören die euch?" fragte damals Anna atemlos.  
"Gepachtet sind sie", 25 Jahre gepachtet, wie das ganze Gelände, aber gepachtet mit täglicher 
Kündigung. Jede Maschine steht auf der Reparationsliste."  
Anna hörte diese Einschränkungen kaum. Wo Maschinen waren, Stanzen, Pressen, Drehbän-
ke, da konnte man schon wieder weitersehen und so war sie unter denen, die in Kaufbeuren-
Hart das Kaufbeuren-Gablonz aufzubauen begannen. Das einzige größere Gebäude, das noch 
ganze Mauern hatte, wurde von Männern, deren Namen in Gablonz einmal guten Klang ge-
habt hatten, zum Büro und Verwaltungshaus der neuen "Allgäuer Glas- und Schmuckwaren-
genossenschaft" gemacht. 
Das, was man hier plante, waren nicht ein paar Baracken, die heute oder morgen wieder leer-
stehen würden, sondern es sollte der Grund gelegt werden für eine neue Industriestadt. Män-
ner und Frauen arbeiteten manchmal mit Werkzeugen wie aus der Steinzeit. Sie hobelten zu-
erst die Werkstische und dann erst den primitivsten Hausrat. Sie befreiten die Maschinen ... 
vom Rost. Als die erste wirkliche Zange herumgereicht wurde, hielten sie alle mit der Arbeit 
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inne: es war wie ein Festtag! ...  
Dann entstanden beinahe wie von selbst die ersten Nadeln, Kettchen und Knöpfe. In den Städ-
ten und Dörfern rundum riß man sie ihnen aus den Händen. Die erste Lieferung des benötigten 
Stangenglases traf ein. Es kam aus der Regenhütte im Bayerischen Wald bei Zwiesel, die 
ebenfalls ein Ausgesiedelter leitet. Rohglas! Grundelement ihrer Arbeit. Von da an arbeiteten 
sie systematisch: die ersten Drucköfen, die erste selbstgebaute Glashütte begann zu produzie-
ren.  
Aus dem überfüllten Flüchtlingslager Riederloh, aus dem Städtchen Kaufbeuren, aus Dörfern 
und Marktflecken ringsum, von überallher, wo Gablonzer in Schulsälen, Scheunen, Bauern-
häusern Notquartiere bewohnten, kamen sie nach Kaufbeuren-Hart, die Werkzeugschlosser 
und Graveure, Estampeure, Gürtler, Glasschleifer und Heimarbeiter, Männer und Frauen, ge-
wohnt, Glas und Metall kunstvoll zu verbinden und zu hundertfachem Wert zu veredeln. 
Doch ihrem Willen, mit der Arbeit voranzukommen, stellten sich Hindernisse entgegen. Ganz 
unüberwindlich erschien zuerst die Wohnungsnot. Ein Bezirk, in dem unter 100 Einwohnern 
68 Flüchtlinge waren, konnte einfach keine neuen mehr aufnehmen. ... 
... Von ihren Werktischen weg gingen die Hart-Leute in die Ziegeleien, in die Trümmerstätten 
Münchens und Ulms, um Baustoffe heranzubringen. Aber da von staatlicher Seite weder fi-
nanziell, noch steuerlich, noch in der Materialbelieferung nennenswerte Unterstützung kam, 
ging es nur langsam voran. Die anderen Hindernisse, Rohstoffmangel, Facharbeitermangel, zu 
wenig Kohle, zu wenig Baumaterial, zu wenig Werkzeuge, Schwerfälligkeit.  
Dann kam die gefährliche Klippe: eines Tages erschien eine Kommission jugoslawischer, 
polnischer, belgischer Offiziere. 
Was sie befürchteten, traf ein: die Demontageorder. Sie mußten und sie müssen nun ohne die 
R-Maschinen fertig werden. Eine harte Belastung. Aber auch daran scheitern sie nicht. Mit 
einigen primitiven, oft selbstgebauten Maschinen, da und dort mit neu kompensierten Ma-
schinen wird produziert. ... Die alten Kunden aus England, aus Nord- und Südamerika, Frank-
reich, Indien und Ägypten haben sich schon gemeldet. ...<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker (1933-2012) berichtet später über die 
enorme Leistungsbereitschaft der deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen (x021/471-472): 
>>... Die Vertriebenen brachten nicht nur ihre Mägen mit, wie Churchill es ausgedrückt hatte, 
sondern auch ihre Arbeitskraft.  
Die Polen und Tschechen hatten ihnen ihre Höfe, ihre Häuser, ihre Wohnungen rauben und sie 
bis aufs Hemd ausplündern können, aber sie hatten ihnen nicht ihre geistigen Fähigkeiten, ihr 
handwerkliches und bäuerliches Geschick nehmen können.  
Sie waren entwurzelt worden, aber ihre Kraft war ihnen geblieben. Sie waren auf eine der un-
tersten Stufen menschlichen Daseins herabgedrückt worden, doch um so stärker wuchs ihre 
Entschlossenheit, wieder nach oben zu kommen.  
In den Baracken und Trümmern der westlichen Besatzungszonen sammelte sich in jenen Ta-
gen der Armut, des Hungers, der Abgerissenheit wie in einem Staubecken jene Schwungkraft, 
die Jahre später den Wiederaufbau Westdeutschlands zum sogenannten deutschen Wunder 
werden ließ. Die außerordentliche Lage trieb die Deutschen, Einheimische wie Vertriebene, 
zu außerordentlichen Leistungen. ...<< 
04.05.1948 
Niederlande: In Den Haag wird am 4. Mai 1948 der ehemalige österreichische SS-Obergrup-
penführer Hanns Rauter (1895-1949, Chef der deutschen Polizei in den Niederlanden) zum 
Tod verurteilt. 
06.05.1948  
CSR: Die Verfassunggebende Nationalversammlung der Tschechoslowakischen Republik 
beschließt am 6. Mai 1948 ein Gesetz über die Liquidierung der Rechtsverhältnisse der Deut-
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schen Evangelischen Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien (x004/310-311): >>... § 1 Die 
Deutsche Evangelische Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien hat am 4. Mai 1945 aufge-
hört zu bestehen. ...  
§ 3 (1) Das gesamte unbewegliche und bewegliche Vermögen, namentlich auch die Vermö-
gensrechte, das bis zum 4. Mai 1945 im Eigentum der Kirchengemeinden (der Pfarr- oder 
Kreisgemeinden oder allgemeinen Gemeinden) der Kirche oder ihrer Anstalten, Stiftungen 
und Fonds stand, geht in das Eigentum des Tschechoslowakischen Staates über. ... 
§ 5 (1) Durch dieses Gesetz wird die Gültigkeit von Handlungen, die bei der Führung der 
kirchlichen Matrikeln (Personenstandsregister) vorgenommen wurden, sowie die Gültigkeit 
der Ehen, die vor den Seelsorgern der Kirche bis zu dem Tage geschlossen wurden, an dem 
dieses Gesetz in Kraft getreten ist, nicht berührt. ...  
§ 6 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft, es wird von den Ministern 
für Schulwesen und Kultur und des Innern durchgeführt.<< 
Frankreich:  Der französische Jurist und sozialistische Politiker Leon Blum (1872-1950) 
schreibt am 6. Mai 1948 im "Populaire" (x112/508): >>... Auch Frankreich sollte sich einer 
kleinen Gewissensprüfung unterziehen; ist es nicht gerade Frankreich, das, um Gebietsabtren-
nung vom Westen zu erzwingen, monatelang jedes Vorgehen des Kontrollrates in Berlin ge-
lähmt hat?  
Hat nicht gerade Frankreich die Schaffung einer Zentralverwaltung, die sich über alle vier Zo-
nen erstreckt hätte ... Widerstand entgegengesetzt?  
Angesichts der gegenwärtigen Lage scheint es mir schwer, die Trennung als eine endgültige 
und unwiderrufliche Tatsache hinzunehmen, sie aufrechtzuerhalten und daraus ein für allemal 
die Konsequenzen zu ziehen.<< 
08.05.1948 
WBZ:  Die Tageszeitung "Die Welt" berichtet am 8. Mai 1948 über die Frage "Weststaat oder 
Provisorium?" (x112/509): >>... Man stünde vor der auf geschichtlich absehbare Zeit definiti-
ven Teilung Deutschlands.  
Kein frommer Wunsch kann die grausame Tatsache des vorläufigen Endes der gesamtdeut-
schen Geschichte, die damit gegeben wäre, und die weitere Tatsache aus der Welt schaffen, 
daß wir dann statt ein drittes, die beiden Rivalen auseinanderhaltendes Element zwischen 
Osten und Westen zu werden, nur noch das strategisch sehr entscheidende Kampffeld zwi-
schen beiden wären.<< 
10.05.1948 
SBZ: Die evangelischen Bischöfe der SBZ verwahren sich am 10. Mai 1948 dagegen, daß die 
SMAD kirchliche Einrichtungen für politische Maßnahmen nutzt.  
11.05.1948 
WBZ:  Die Herausgeber des "Ulenspiegels" müssen am 11. Mai 1948 ihre Lizenz an die nord-
amerikanische Militärregierung zurückgeben, weil sie ihre Unabhängigkeit verteidigen und 
kritische Berichte veröffentlichen. 
14.05.1948  
Israel: Nach dem Erlöschen des britischen Mandats über Palästina ruft Ben Gurion am 14. 
Mai 1948 in Tel Aviv den unabhängigen Staat Israel aus und übernimmt das Amt des Pre-
mierministers.  
In der Proklamationsurkunde des Staates Israel vom 14. Mai 1948 heißt es (x128/364): >>In 
Erez Israel stand die Wiege des jüdischen Volkes; hier wurde sein geistiges, religiöses und 
politisches Antlitz geformt; hier lebte es ein Leben staatlicher Selbständigkeit; hier schuf es 
seine nationalen und universellen Kulturgüter und schenkte der Welt das unsterbliche "Buch 
der Bücher". 
Mit Gewalt aus seinem Lande vertrieben, bewahrte es ihm in allen Ländern der Diaspora die 
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Treue und hörte niemals auf, um Rückkehr in sein Land und Erneuerung seiner politischen 
Freiheit in ihm zu beten und auf sie zu hoffen.  
Aufgrund dieser historischen und traditionellen Verbundenheit strebten die Juden in allen Ge-
schlechtern danach, ihre alte Heimat wiederzugewinnen; In den letzten Generationen kehrten 
viele in ihr Land zurück; Pioniere, Helden und Kämpfer brachten die Wüste zu neuer Blüte, 
erweckten die hebräische Sprache zu neuem Leben, errichteten Städte und Dörfer und schufen 
so eine ständig zunehmende Bevölkerung eigener Wirtschaft und Kultur, friedliebend, aber 
imstande, sich selbst zu schützen, eine Bevölkerung, die allen Bewohnern des Landes Segen 
und Fortschritt bringt und nach staatlicher Selbständigkeit strebt. ... 
Die über das jüdische Volk in der letzten Zeit hereingebrochene Vernichtung, in der in Europa 
Millionen Juden zur Schlachtbank geschleppt wurden, bewies erneut und eindeutig die Not-
wendigkeit, die Frage des heimat- und staatenlosen jüdischen Volkes durch Wiedererrichtung 
des jüdischen Staates in Erez Israel zu lösen. Dieser Staat wird seine Tore für jeden Juden 
weithin öffnen und dem jüdischen Volke die Stellung einer gleichberechtigten Nation unter 
den Völkern verleihen. ... 
Der Staat Israel wird für die jüdische Einwanderung und die Sammlung der zerstreuten 
Volksglieder geöffnet sein; er wird für die Entwicklung des Landes zum Wohle aller seiner 
Bewohner sorgen; er wird auf den Grundlagen der Freiheit, der Gleichheit und des Friedens, 
im Lichte der Weissagungen der Propheten Israels gegründet sein; er wird volle soziale und 
politische Gleichberechtigung aller Bürger ohne Unterschied der Religion, der Rasse und des 
Geschlechts gewähren; er wird die Freiheit des Glaubens, des Gewissens, der Sprache, der 
Erziehung und Kultur garantieren; er wird die heiligen Stätten aller Religionen sicherstellen 
und den Grundsätzen der Verfassung der Vereinten Nationen treu sein. ... 
Wir strecken allen Nachbarstaaten und ihren Völkern die Hand zum Frieden und auf gute 
Nachbarschaft entgegen und appellieren an sie, mit dem in seinem Lande selbständig gewor-
denen jüdischen Volke in gegenseitiger Hilfe zusammenzuarbeiten. Der Staat Israel ist bereit, 
seinen Anteil an der gemeinsamen Anstrengung, den ganzen Vorderen Orient zu entwickeln, 
beizutragen. 
Wir appellieren an das jüdische Volk in der Diaspora, sich um Israel beim Werke der Einwan-
derung und des Aufbaus zu scharen und ihm in seinem schweren Kampfe um die Verwirkli-
chung des Generationen alten Strebens nach Erlösung Israels zur Seite zu stehen.<< 
Der neue Staat Israel wird nach dem Gründungsakt durch die Vereinigten Staaten anerkannt. 
Die Anerkennung durch die Sowjetunion folgt einige Tage später. Die arabische Bevölkerung 
lehnt den Staat entschieden ab. Nach schweren Unruhen zwischen Juden und Arabern kommt 
es später zum offenen Krieg. 
Der israelische Schriftsteller Amos Elon (1926-2009) schreibt später in seinem Buch "Die 
Israelis, Gründer und Söhne" über den Zusammenhang von traumatischen Erfahrungen und 
politischen Entscheidungen (x128/366): >>... Die Vernichtung der Juden Europas durch die 
Nazis bleibt ein grundlegendes Trauma der israelischen Gesellschaft. Man kann seine Aus-
wirkung auf den Prozeß der Nationwerdung nicht hoch genug einschätzen. ...  
Im Falle Israels waren die Bilder, die in einem entscheidenden frühen Stadium auf den dunk-
len Grund der Seele eingebrannt wurden, die Bilder einer Danteschen Hölle. Diese Hölle war 
die Vernichtung eines Drittels des jüdischen Volkes. Ihre Vernichtung durch die Nazis bedeu-
tete die Zerstörung eben jener osteuropäischen Welt, gegen die sich die Rebellion der frühen 
Pioniere gerichtet hatte, einer Welt, deren Vorposten und Erbe Israel trotz allem wurde.  
Daraus erklärt sich das starke Gefühl der Einsamkeit, ein Hauptcharakteristikum der israeli-
schen Geisteshaltung seit der Unabhängigkeit. Daraus erklärt sich das nahezu besessene Miß-
trauen, der alles überwiegende Drang, sich in einer Welt, die solche Katastrophen zuließ, nur 
auf sich selbst zu verlassen. Daraus erklären sich die Ängste und die Vorurteile, die Leiden-
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schaften, der Schmerz und der Stolz, die das öffentliche Leben kennzeichnen und wahrschein-
lich noch lange Zeit auf die Nation einwirken werden. Die bleibende Erinnerung an die Ver-
nichtung durch die Nazis lassen die arabischen Vernichtungsdrohungen glaubwürdig erschei-
nen. ... 
Besonders junge Israelis sind davon überzeugt, daß die Bestimmung der Juden zur Vernich-
tung nur deshalb möglich war, weil die Juden allein unter den Völkern kein eigenes Land be-
saßen und weil sie daher auch keinerlei Mittel zum Widerstand besaßen. Das bedeutet nicht, 
daß Souveränität allein automatische Sicherheit und Leben garantiert. Die Erfahrungen des 
souveränen Israel widerlegt eine derartige Vorstellung. Ohne den Willen und die Fähigkeit, 
dafür zu kämpfen, ist Souveränität sinnlos. Aber die Souveränität – und sie allein – gestattet 
es einem Volk, den Willen, der zum Überleben notwendig ist, und die dazu erforderlichen 
physischen Mittel aufzubringen. ...<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtet später (am 26.07.2008) über die israelische Staats-
gründung: >>Churchill - ein Zionist? 
Von Benny Morris  
Winston Churchill galt unter seinen konservativen Parteifreunden als Förderer der israelischen 
Staatsgründung und Freund der Juden. Doch neue britische Studien belegen: So einfach und 
schlicht war die Haltung des Premierministers nicht. 
Winston Churchill, der große britische Staatsmann, ist als lebenslanger Freund der Juden, des 
Zionismus und Israels in die zionistische Geschichtsschreibung eingegangen. Doch die Ge-
schichte ist komplizierter. Gleich zwei Bücher - Michael Makovskys "Churchill's Promised 
Land" (Yale University Press) und Martin Gilberts "Churchill and the Jews" ("A Lifelong 
Friendship", Holt Paperbacks, ab Sept. im Handel) - haben die historische Rolle Großbritanni-
ens in Palästina/Israel und die schwierige Frage nach dem Verhalten der Großmächte im Ho-
locaust zuletzt in ein neues Licht gestellt. 
Was die Juden angeht: Churchill, der den Zionismus eine "noble Vision" nannte, gehörte zum 
Zirkel jener britischen Politiker, die die Balfour-Deklaration vom 2. November 1917 durch-
setzten und Großbritannien so darauf verpflichteten, die Errichtung einer jüdischen "Heim-
statt" in Palästina zu unterstützen. Diese Politiker, darunter Premierminister David Lloyd 
George und Außenminister Arthur James Balfour, waren der Überzeugung, die westliche Zivi-
lisation verdanke den Juden viel: den Monotheismus und die Bibel.  
In gewissem Maß war ihnen auch bewußt, wie viel Juden zum ethischen und intellektuellen 
Fortschritt der Menschheit in der Neuzeit beigetragen hatten. Sie alle waren der Überzeugung, 
die Christenheit habe die Juden Jahrhunderte lang schlecht behandelt, und sie alle waren, in 
gewissem Maß, als "Restaurationisten" davon überzeugt, daß die Christenheit Wiedergutma-
chung leisten solle, indem sie den Juden helfe, ins Land Israel zurückzukehren. Zudem glaub-
ten einige von ihnen, eine solche Restauration würde der Ankunft des Messias und der Erlö-
sung vorausgehen. 
Bis hin zum Zweiten Weltkrieg jedoch waren in der britischen Oberschicht antisemitische 
Vorurteile weit verbreitet, manche ihrer Mitglieder waren gar unverhohlene Antisemiten. 
Herbert Asquith, von 1908 bis 1916 britischer Premier, beschrieb die Juden als "verstreuten 
und unattraktiven Stamm"; von Anthony Eden (erst Außen-, dann Premierminister) hieß es, er 
liebe die Araber und hasse die Juden.  
Von antisemitischen Vorurteilen berührt waren die meisten, unter ihnen auch Churchill. So 
neigte man der Vorstellung zu, daß "die Juden" mächtige Akteure auf der internationalen Sze-
ne und - eigentlich ein Paradox - (als Kapitalisten) entweder zu reich und ausbeuterisch oder 
(als Kommunisten) zu radikal und subversiv wären. Churchill war lebenslang anfällig dafür, 
den politischen Einfluß der Juden in Washington oder dem Moskau der Jahre 1917-1925 zu 
übertreiben. Eine zeitlang identifizierte er sogar den "Bolschewismus" mit den Juden. 
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Doch es reichte noch tiefer. 1937 schrieb Churchill vor dem Hintergrund des Antisemitismus 
der Nazis einen pro-jüdischen Artikel, der nie veröffentlicht wurde. Er enthielt folgende Pas-
sage: "Es wäre leicht, (den Antisemitismus) der Schlechtigkeit der Verfolger zuzuschreiben, 
doch das stimmt nicht mit allen Tatsachen überein ...(denen) man ins Auge sehen muß ...  
Darüber sollten insbesondere die Juden selbst nachdenken. Denn es mag sein, daß sie, unab-
sichtlich, zur Verfolgung einladen - daß sie teils selbst verantwortlich gewesen sind für die 
Feindseligkeit, unter der sie nun leiden."  
Zugleich unterhielt Churchill, so wie sein Vater Randolph vor ihm, enge persönliche und be-
deutende geschäftliche Beziehungen zu Juden (darunter einige Rothschilds und dem Bankier 
Sir Ernst Cassel).  
In seiner Jugend tadelte er seine Mutter für eine antisemitische Bemerkung und immer wieder 
einmal beklagte er, was er als den Antisemitismus seiner Kabinettskollegen und des britischen 
Beamtentums begriff. So beschimpfte er Ernst Bevin, den antizionistischen britischen Au-
ßenminister (1945-1951), als Antisemiten. Oft machten seine konservativen Parteifreunde 
Churchill zum "Vorwurf", die Juden zu "mögen" und mit dem Zionismus zu sympathisieren. 
(General Edward Louis Spears, im Zweiten Weltkrieg Churchills Statthalter in der Levante, 
behauptete, Churchill sei "zu angetan von den Juden".) 
Nichtsdestoweniger bleibt Winston Churchills Bilanz - in der Praxis - zwiespältig. Es stimmt, 
in der politischen Wildnis der Dreißigerjahre war er es, der vor Adolf Hitler und den Natio-
nalsozialisten warnte und die Verfolgung der Juden anprangerte. Und in den 1940ern war er 
es, der für eine Verurteilung des Völkermords an den Juden durch die Alliierten sorgte. Doch 
wie Roosevelt tat auch er nichts, um die alliierten Kriegsflugzeuge umzulenken und die To-
deslager oder die Bahnstrecken, die zu ihnen führten, zu bombardieren.  
Darüber hinaus trug er nur zögerlich zur Gründung einer "Jewish Brigade Group" innerhalb 
der britischen Armee bei, die 1945 unter jüdischer Flagge in Italien gegen die Deutschen 
kämpfte. Während seiner Amtszeit als Erster Lord der Admiralität (1939-40) und als Pre-
mierminister (1940-45), wobei er zugleich das Amt des Verteidigungsministers versah, hielt 
die Royal Navy am Weißbuch von 1939 fest, blockierte Palästinas Küsten und verhinderte die 
Einreise "illegaler" jüdischer Flüchtlinge aus dem von den Nazis beherrschten Europa. 
Churchills Palästina-Politik erweist sich bei genauerer Betrachtung ebenfalls als unentschie-
den. 1921-22, damals war er Kolonialminister, trennte er trotz zionistischer Proteste Transjor-
dan vom Mandatsgebiet und reduzierte damit die mögliche "Heimstatt" um 75 Prozent. In sei-
nem "Weißbuch" von 1922 führte Churchill das Kriterium wirtschaftlicher "Absorptionsfä-
higkeit" ein, um zu entscheiden, wie viele jüdische Immigranten nach Palästina dürften - eine 
Meßlatte, die von Whitehall später instrumentalisiert wurde, um die Einwanderung zu begren-
zen und die arabische Mehrheit im Land zu sichern. In den Dreißigerjahren und Mitte der 
Vierzigerjahre wurde die Einwanderungsbegrenzung von Churchill wiederholt unterstützt. 
Auch was den arabisch-zionistischen Konflikt betrifft, war Churchill unentschieden. Gegen 
den Islam und "die Araber" hatte er lebenslang eine Aversion. Über den Islam schrieb er ein-
mal: "Wie gräßlich die Flüche, die der Mohammedismus seinen Anhänger auferlegt! Neben 
der fanatischen Ekstase ... gibt es diese schreckliche fatalistische Apathie ... unwirtschaftliche 
Gebräuche, schludriger Ackerbau, träge Handelsmethoden ... Die Religion lähmt die soziale 
Entwicklung ihrer Anhänger. In der Welt gibt es keine rückschrittliche Kraft, die stärker wä-
re."  
Die Araber nannte Churchill wechselweise "einfältige Wilde" oder "minderwertig und grau-
sam". Und, politisch gesehen: Im Ersten Weltkrieg hatten die Araber die Osmanen gegen die 
Briten unterstützt; 1936-39 hatten sie in Palästina und 1941 im Irak gegen Großbritannien re-
belliert; im Zweiten Weltkrieg hatten sie überwiegend die Achsenmächte unterstützt. 
Dennoch hatte Churchill 1937 die Empfehlungen der Peel-Kommission zurückgewiesen, zu 
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denen auch die sofortige Schaffung eines jüdischen Staates gehörte (wenn auch nur auf 20 
Prozent der Fläche Palästinas). Und als er sich 1943-44 endlich durchgerungen hatte, die Tei-
lung gutzuheißen, unterstützte er den Vorschlag, den Juden 15 Prozent von Palästina zu ge-
ben. So oder so aber gelang es Churchill nicht, diesen Vorschlag im Kriegskabinett durchzu-
setzen; der Plan starb einen stillen Tod, noch bevor Churchill nach den Labor-Sieg vom Juli 
1945 aus dem Amt schied.  
In der entscheidenden Phase der Jahre 1945-48 dann versagte Churchill, nun Oppositionsfüh-
rer, völlig, wenn es darum ging, sich für den Zionismus einzusetzen. Der anti-britische jüdi-
sche Terrorismus von rechts, der im November 1944 seinen Freund Lord Moyne, den briti-
schen Nahost-Minister, in den Tod riß, mag Churchill abgestoßen haben. Doch war er auch 
vom Wunsch getrieben, weder seine (überwiegend antizionistischen) konservativen Partei-
freunde noch die Araber gegen sich aufzubringen, die er im aufkeimenden Kalten Krieg für 
wichtige Verbündete hielt.  
Weder begrüßte er im November 1947 die historische Teilungs-Resolution der UN-Vollver-
sammlung noch begrüßte er die Schaffung eines jüdischen Staates noch verurteilte er im Mai 
1948 den pan-arabischen Angriff auf Israel. Erst im Dezember 1948/Januar 1949 fand er seine 
pro-zionistische Stimme wieder. 
Doch einmal mehr klaffte eine riesige Lücke zwischen seinen Worten und seinen Taten. Von 
1951 bis 1955 erneut Premier, mißlang es ihm, die unterkühlten britisch-israelischen Bezie-
hungen zu verbessern. Nach Grenzzusammenstößen ergriff Whitehall ausnahmslos für die 
arabische Seite Partei; verkaufte Israel nicht die Waffen, die es brauchte; und versuchte, Israel 
dazu zu zwingen, große Teile seines Territoriums gegen einen Nichtangriffsabkommen mit 
den Arabern zu tauschen ("Plan Alpha"). Wie schon 1940-45 beugte sich Churchill, nun alt 
und krank, sowohl den Mandarinen von Whitehall als auch den konservativen Parteifreunden 
als auch den vermeintlichen Erfordernissen einer globalen Realpolitik. 
Trotz alledem die beiden Bücher zum Thema - und das von Makovsky ist das bessere - zei-
gen, daß Churchill im Herzen Philosemit und überzeugter Zionist war. Oft zitierte er Benja-
min Disraelis Ausspruch: "Der Herr behandelt die Nationen, wie die Nationen die Juden be-
handeln."  
Er hielt die Juden für eine "bemerkenswerte" Rasse (wie die meisten Engländer des Fin de 
siècle dachte er in Begriffen der Rasse!), er war von ihrem historischen Anrecht auf das Land 
Israel überzeugt; er glaubte, daß ihre Entwicklung des Landes dieses Recht erneuere und daß 
die Juden ein "zivilisierender" Faktor in dieser barbarischen Region seien (so ähnlich wie die 
Briten weltweit). Churchills Zionismus aber war, in den Worten Makovskys, obschon real, 
stets der Realpolitik und britischen Interessen "untergeordnet und überwiegend sentimen-
tal."<< 
Der palästinensische Schriftsteller Sami Hadawi (1904-2004) und der nordamerikanische Hi-
storiker Walter Laqueur schreiben später über die Gründung Israels (x243/255): >>Israel (ist) 
1948 gegen den Willen der arabischen Mehrheit des Landes gegründet (worden), auf ihrem 
privaten Land. ... Nach Erreichen der Staatlichkeit terrorisierten die jüdische Gemeinschaft 
und dann der Staat mehr als die Hälfte der arabischen Bevölkerung ... in eine Flucht in die 
benachbarten arabischen Länder um ihrer Sicherheit willen. 
(Die Juden) vertrieben ... auf ihrer Suche nach einem Asyl vor der Verfolgung in Europa die 
Araber aus ihren Häusern und aus ihrer Heimat. Die Verfolgten wurden selbst zu Verfolgern. 
... Eine fremde Gruppe hatte um 1948 dank des Weltzionismus und der Unterstützung einer 
Anzahl westlicher Länder die meisten Palästinenser des größten Teils ihres Landes enteignet. 
Diese Enteignung war ein Beispiel des Kolonialismus im klassischen Sinne. ...<< 
>>Vom arabischen Standpunkt war der Zionismus eine aggressive Bewegung und die jüdi-
sche Einwanderung eine Invasion. Die Zionisten sind schuldig, sich so verhalten zu haben wie 
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alle anderen Völker – nur mit einer gewissen historisch bedingten Verspätung. 
Nationalstaaten sind niemals als Folge friedlicher Entwicklung und juristischer Verträge ent-
standen. Sie sind vielmehr aus Invasion, Kolonisation, Gewalt und bewaffneten Kämpfen her-
vorgegangen.  
Es war die historische Tragik des Zionismus, daß er auf der internationalen Szene erschien, als 
es auf der Weltkarte keine weißen Flecken mehr gab. Wo immer sich die Juden angesiedelt 
hätten, sie wären früher oder später mit der bodenständigen Bevölkerung in Konflikt geraten. 
Die Bildung von Nationalstaaten war stets mit Ungerechtigkeiten verbunden. Nationale Min-
derheiten wurden absorbiert und assimiliert oder dezimiert oder vertrieben. ...<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schreibt später über die Gründung 
Israels (x192/459): >>... 1947 stimmte die britische Regierung einem Abzug aus Palästina zu; 
am Tag des britischen Rückzugs wurde der Staat Israel proklamiert.  
Es kam zum Krieg, die Araber wurden geschlagen. Zwei Drittel der arabischen Bevölkerung 
Palästinas verließen ihre Heimat und flüchteten nach Jordanien, Gaza, Syrien und in den Li-
banon. Nach dem Ende des Krieges feierten die jüdischen Soldaten die Errichtung des ersten 
jüdischen Staates in Palästina seit der Eroberung durch die Römer.  
Israels Ablehnung palästinensischer Forderungen und die Weigerung der arabischen Staaten 
die Existenz Israels anzuerkennen, führte zu drei weiteren Kriegen 1956, 1967 und 1973. 
Dank besonderer Taktik und Bewaffnung blieb Israel in all diesen Konflikten siegreich und 
konnte die von ihm besetzten Gebiete noch vergrößern. ...<< 
15.05.1948 
SBZ: Das "Leipziger Börsenblatt" berichtet am 15. Mai 1948 über den damaligen Stand des 
deutschen Literaturwesens (x112/513): >>... Daß wir auf die unanzweifelbaren Meisterwerke 
unserer Zeit, in Sonderheit auf solche, die uns das tausendjährige Reich zwölf Jahre vorent-
hielt (und jeder von uns wüßte aus dem Handgelenk drei Dutzend zu nennen), noch heute 
meist vergeblich warten müssen, angesichts einer Inflation von Zeitschriften, jüngster Lyrik 
und Machwerken, die als Eintagsfliegen zu bezeichnen ihnen schon zuviel Ehre antun heißt, 
ist eine Tatsache, die allen, die mit Planung und Lenkung des Schrifttums zu tun haben, täg-
lich und stündlich vor Augen stehen müßte.  
Die deutsche Buchproduktion steckt im Sumpfe einer peinlichen Mittelmäßigkeit, und die 
besten Pferde müssen heran, sie da herauszuziehen.<< 
16.05.1948  
SBZ: Der evangelische Bischof Dibelius fordert am 16. Mai 1948 zum "zivilen Ungehorsam" 
auf (x112/513): >>Es geht in den heutigen Tagen vor allem um das eine, die Freiheit zu behal-
ten, wahrhaftig zu bleiben, was auch immer geschieht. ...  
Man muß den Kampf aufnehmen gegen jeglichen Druck auf Überzeugung und Gewissen. Wo 
es darum geht, eine Überzeugung zu bekunden, bei Wahlen, Kundgebungen, Entscheidungen 
für eine Partei, Volksabstimmungen und ähnlichen Gelegenheiten, da gilt kein Gehorsam, 
sondern die eigene gewissenhafte Überzeugung. ...<< 
18.05.1948 
WBZ:  Der Frankfurter Oberbürgermeister erinnert am 18. Mai 1948 an die erste deutsche 
Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche vor 100 Jahren (x112/514): >>... In un-
seren Straßen wehen, wie vor 100 Jahren, schwarz-rot-goldene Fahnen, und in der alten de-
mokratischen Stadt Frankfurt versammeln sich, wie anno 1848, viele hundert Abgesandte aus 
ganz Deutschland. In feierlichem Zuge, mit hochgestimmten Herzen, werden sie wie ihre Vä-
ter von den altehrwürdigen Römerhallen zur Paulskirche hinübergehen. Die Glocken unserer 
Stadt tragen dann weit in deutsche Lande hinein die Kunde: Unser Volk versammelt sich zu 
hoher nationaler Feierstunde.<<  
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19.05.1948 
WBZ:  Konrad Adenauer erklärt am 19. Mai 1948 während einer Sitzung des CDU-Zonenaus-
schusses in Bad Meinberg/Lippe (x112/515): >>Die weltanschauliche Grundlage der Partei 
muß unbedingt erhalten bleiben. Nirgendwo ist eine Verteidigung der christlichen Weltan-
schauung nach wie vor so notwendig wie bei uns in Deutschland. ...  
Die Forderung auf Rückgabe der Ostgebiete müssen wir nach wie vor nachdrücklich stellen 
und aufrechterhalten, weil ohne die Ostgebiete das übrige Deutschland, abgesehen von der 
Flüchtlingsfrage, wirtschaftlich derart gelagert ist, daß es sowohl für die Deutschen selbst, 
aber auch für das übrige Westeuropa kaum tragbar ist. ...  
So sehr wir den Marshallplan und die Hilfe begrüßen, so glaube ich doch, daß der Marshall-
plan nur eine Ankurbelung ist, die nicht ewig weiterlaufen wird. Wir Deutschen werden selbst 
die Hauptarbeit tragen müssen, um unser Volk wieder in die Höhe zu bringen. ...  
Den Gedanken einer europäischen Föderation kann man nicht ernst genug nehmen und die 
Bedeutung schlechterdings nicht unterschätzen. Eine solche europäische Föderation würde ein 
Gefühl der Sicherheit geben, auch den westlichen Nachbarn Deutschlands, den Franzosen, 
Holländern, Belgiern und Luxemburgern, in denen immer noch eine große Angst vor den 
Deutschen herrscht. Man befürchtet mit Recht, wenn Westdeutschland der Kopf Rußlands 
werden würde, dann wäre es um Westeuropa geschehen. ...  
Wenn man sich dieses Zukunftsbild einer westeuropäischen Föderation vor Augen hält, beste-
hend aus England, Frankreich, Italien und den Beneluxstaaten und Westdeutschland, mit den 
kolonialen Hilfsquellen Afrikas, Indonesiens, Niederländisch-Indiens usw., dann wird man 
zugeben, daß hier die Möglichkeit gegeben ist, daß eine dritte Macht auf der Erde entsteht, die 
zwar den ganz großen Mächten wie den Vereinigten Staaten von Nordamerika und Sowjetruß-
land nicht gleichwertig ist, aber doch immerhin so stark und so groß ist, daß jeder von den 
beiden, wenn sie in einen Kampf miteinander geraten sollten, daran denken müßte, wie wird 
sich diese dritte Macht verhalten. ...<< 
Die deutsche Schriftstellerin Irmgard Keun (1905-1982) schreibt am 19. Mai 1948 über das 
eigenartige Nationalbewußtsein der Deutschen (x112/515): >>Ich hab' nur so eine Abneigung 
gegen alles, was geeignet ist, das Nationalgefühl zu stärken, dieses dümmste und verderblich-
ste aller Gefühle. Daß es nur ein künstliches und vorgebildetes Gefühl ist, macht es nicht mil-
der und harmloser. Wie künstlich es in Deutschland ist, konnte man hier gerade während und 
nach dem Kriege sehen. ...  
Neulich hatte die Straßenbahn hier (sc. in Köln) mal einen bayerisch sprechenden Schaffner 
eingestellt – er ist einmal gefahren und nicht wieder. ...<< 
23.05.1948 
Berlin:  Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) 
berichtet am 23. Mai 1948 über die Großaktion der SED, Unterschriften für das "Volksbegeh-
ren für Einheit und gerechten Frieden" im Osten Berlins und in der sowjetischen Zone zu 
sammeln (x112/517): >>Man muß es zugeben, der Schein der moralischen Rechtfertigung 
liegt auf seiten der Sowjetunion. Sie fordert, was wir wollen müßten. Einheit, gemeinsame 
Währungsreform, Abzug der Besatzungstruppen und einen raschen Frieden mit Deutschland. 
Warum sträuben wir uns dagegen? – Weil wir uns fürchten. ...  
Zu deutlich für unser Mißtrauen tönt aus der neuen Friedensschalmei die fatale Zukunftsmusik 
des Anschlusses. Es schmeckt nach Schloß und Riegel. Eingeschlossen ist der winzige Punkt 
Berlin in der riesigen Sowjetzone. Abgeschlossen von der westlichen Welt sind seit 1947 alle 
Länder, die unter sowjetischem Einfluß stehen.  
Und hinter Kerkerschlössern verschwindet jeder, der in jenen Ländern anderen Willens ist, als 
seine Machthaber es wünschen. 200.000 Menschen wurden nach mutmaßlicher Schätzung seit 
1945 aus der Ostzone nach Rußland transportiert. ...<< 
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WBZ:  Die westlichen Militärregierungen einigen sich 23. Mai 1948 über eine gleichzeitige 
Durchführung der Währungsreform in den Westzonen.  
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schreibt damals über die 
geplante Währungsreform in den Westzonen (x112/517): >>Die Währungsreform hebt sich 
immer dunkler am Horizont ab wie eine schwarze aufsteigende Gewitterwand.  
Die Schlauen haben sich hinter Sachwerten gesichert, die Fleißigen hoffen auf gerechte Ent-
lohnung, auch wenn sie noch die letzten Vermögensreste verlieren sollten. Die Armen und 
Arbeitsunfähigen können ohne Gruseln gar nicht daran denken, daß sie radikal vor dem Nichts 
stehen sollen. ...<< 
28.05.1948 
WBZ:  Im "Telegraf" vom 28. Mai 1948 kritisiert Arno Scholz die SED (x116/24): >>Die 
SED bringt das deutsche Volk in die gleiche Situation, in die es nach dem ersten Weltkrieg 
kam.  
Auch damals mußten sich alle Kräfte gegen den Kommunismus wehren. ... Sie waren es, die 
den demokratischen und sozialistischen Kräften in den Rücken fielen, die sich an der Wahl 
zur Nationalversammlung nicht beteiligten und den Regierungen durch Aufstände und andere 
politische Aktionen ständig Schwierigkeiten machten. ...<< 
02.06.1948  
WBZ:  Viktor Brack (1904 in Haaren geboren) wird am 2. Juni 1948 in Landsberg/Lech ge-
hängt.  
Brack leitete zunächst von 1939-41 die "Vernichtungsaktion T4" ("Euthanasie-Programm"). 
In den NS-Vernichtungslagern organisierte und überwachte Brack anschließend den Bau und 
Betrieb der Tötungseinrichtungen (Gaskammern und Vergasungswagen).  
Großbritannien:  Die Londoner Sechsmächte-Konferenz (20. April bis 2. Juni 1948) endet 
mit der Empfehlung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errich-
tung einer internationalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes und die Bildung eines 
westdeutschen Staates anzustreben (x156/55-56): >>Es wurde eine Übereinstimmung erzielt, 
die Errichtung einer internationalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes zu empfehlen, 
in der die Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich, Frankreich, die Benelux-Länder 
und Deutschland vertreten sein sollen.  
Die Errichtung dieser Behörde bedeutet keine politische Abtrennung des Ruhrgebietes von 
Deutschland. Vorgesehen ist jedoch die Kontrolle über die Verteilung der Kohlen-, Koks- und 
Stahlproduktion der Ruhr, um einerseits zu verhindern, daß die industrielle Konzentration in 
diesem Gebiet zu einem Aggressionsmittel wird, und andererseits zu gewährleisten, daß die 
Produktion allen am europäischen Wirtschaftsprogramm teilnehmenden Ländern einschließ-
lich Deutschlands zugute kommt. ...  
Weiter wurde die Frage der Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen Organisation 
Deutschlands von allen Delegationen beraten. Die Delegierten erkennen an, daß es bei Be-
rücksichtigung der augenblicklichen Lage notwendig ist, dem deutschen Volk Gelegenheit zu 
geben, die gemeinsame Grundlage für eine freie und demokratische Regierungsform zu schaf-
fen, um dadurch die Wiedererrichtung der deutschen Einheit zu ermöglichen, die zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt zerrissen ist. 
Auf Grund dieser Sachlage sind die Delegationen zu dem Schluß gekommen, daß das deut-
sche Volk jetzt in den verschiedenen Ländern die Freiheit erhalten soll, für sich die politi-
schen Organisationen und Institutionen zu errichten, die es ihm ermöglichen werden, eine re-
gierungsmäßige Verantwortung soweit zu übernehmen, wie es mit den Mindesterfordernissen 
der Besetzung und Kontrolle vereinbar ist, und die es ihm schließlich auch ermöglichen wer-
den, die volle Verantwortung zu übernehmen.  
Die Delegationen sind der Ansicht, daß die Bevölkerung in den Ländern die Ausarbeitung 
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einer Verfassung wünscht, die Bestimmungen enthält, die von allen deutschen Ländern ange-
nommen werden können, sobald die Umstände es zulassen. Die Delegationen sind daher 
übereingekommen, ihren Regierungen zu empfehlen, daß die Militärgouverneure eine ge-
meinsame Sitzung mit den Ministerpräsidenten der Westzonen Deutschlands abhalten sollen. 
Auf dieser Sitzung werden die Ministerpräsidenten Vollmacht erhalten, eine verfassungge-
bende Versammlung zur Ausarbeitung einer Verfassung einzuberufen, die von den Ländern 
zu genehmigen sein wird. 
Die Abgeordneten dieser verfassunggebenden Versammlung werden von den einzelnen Län-
dern nach Bestimmungen ernannt werden, die von den einzelnen Länderparlamenten selbst 
festgelegt werden. 
Diese Verfassung soll so beschaffen sein, daß sie es den Deutschen ermöglicht, ihren Teil da-
zu beizutragen, die augenblickliche Teilung Deutschlands wieder aufzuheben, allerdings nicht 
durch die Wiedererrichtung eines zentralistischen Reiches, sondern mittels einer föderativen 
Regierungsform, die die Rechte der einzelnen Staaten angemessen schützt und gleichzeitig 
eine angemessene zentrale Gewalt vorsieht und die Rechte und Freiheiten des Individuums 
garantiert. 
Wenn die Verfassung, die von der verfassunggebenden Versammlung vorbereitet wird, nicht 
gegen diese allgemeinen Grundsätze verstößt, werden die Militärgouverneure die Bevölke-
rung in den betreffenden Staaten zur Ratifizierung ermächtigen. 
Bei der Zusammenkunft mit den Militärgouverneuren sind die Ministerpräsidenten ermäch-
tigt, die Grenzen der verschiedenen Staaten zu überprüfen, um zu entscheiden, welche Verän-
derungen den Militärgouverneuren vorgeschlagen werden könnten, damit ein endgültiges Sy-
stem geschaffen wird, das für die Bevölkerung zufriedenstellend ist. ...<< 
Der nordamerikanische Historiker John Gimbel (1922-1992) schreibt später über die Hinter-
gründe dieser "Londoner Empfehlung" (x156/54): >>Die Art, in der die Londoner Empfeh-
lung zur Bildung einer westdeutschen Regierung erfüllt wurde, zeigt also, daß die demokrati-
schen Ideen hinter alliierten Interessen zurückstehen mußten und daß die Alliierten auf be-
stimmten Bedingungen, Strukturen und Machtverhältnissen bestanden, die die Deutschen viel-
leicht aus freien Stücken akzeptiert hätten, vielleicht aber auch nicht.  
Diese Unnachgiebigkeit hat ihre besondere Bedeutung, weil sich daraus ersehen läßt, daß die 
alliierte Entscheidung, die Bonner Regierung zu errichten, nicht wesentlich von den bisher in 
der Besatzungspolitik geltenden Grundsätzen und Bemühungen abwich. Die Ereignisse der 
Jahre 1948 und 1949 sind daher die Fortführung einer bestimmten politischen Linie und nicht 
ein Bruch. Sie stellen in gewissem Sinne nur ein weiteres Experiment dar, einen weiteren 
pragmatischen Versuch, mit Hilfe einer deutschen Auftragsregierung fundamentale Ziele der 
Alliierten zu verwirklichen.  
Die Entscheidung, eine westdeutsche Regierung zu errichten, war nicht mit der Freigabe von 
Interessen verbunden. Es läßt sich vielmehr nachweisen, daß die Anstrengungen, bestimmte 
alliierte Ziele und Bemühungen weiter zu verfolgen, noch verstärkt wurden. ...<< 
 


